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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschiag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über das Sichtfeid 
der Fahrer von Kraftfahrzeugen 
— Drucksache 7/4542 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft wird durch unterschiedliche Konstruktionsvor- 
schriften behindert. Eine Vereinheitlichung beseitigt Handels- 
hemmnisse und dient der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen die Vorschriften über das Mindest- 
sichtfeld für den Fahrer von Personenkraftwagen bis zu neun 
Sitzen vereinheitlicht werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Niederseiters) 


Der in der Drucksache 7/4542 enthaltene Richt- 
linienvorschlag wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 16. Januar 1976 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen zur Beratung überwiesen, der die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 7. April 1976 behandelt 
hat. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche technische Konstruktionsvorschrif- 
ten behindert. Ziel des vorliegenden Richtlinienvor- 
schlages ist es, diese Vorschriften bezüglich des 
Sichtfeldes für Fahrer von Personenkraftwagen mit 
bis zu neun Sitzen aneinander anzupassen, damit auf 
diese Weise das gemeinschaftliche Betriebserlaubnis- 


verfahren möglich wird. Eine solche Anpassung 
dient auch der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 

Der Verkehrs aus schuß ist der Auffassung, daß der 
Kraftfahrzeugindustrie ein angemessener Zeitraum 
für die Umstellung der Produktion auf die neuen Be- 
stimmungen zugebilligt werden sollte. Er schlägt da- 
her eine Entschließung vor mit dem Ziele, sicherzu- 
stellen, daß die für den nationalen Bereich geltenden 
Vorschriften bis zum 1. Januar 1980 unverändert 
bleiben könnten. Nur bei den für den Export be- 
stimmten Fahrzeugen, für die eine gemeinschaftliche 
Betriebserlaubnis beantragt wird, wären dann die 
neuen Bestimmungen der Richtlinie bereits gemäß 
Artikel 6 des Richtlinienentwurfes ab 1, Januar 1978 
zu beachten. 


Bonn, den 7, April 1976 


Schmidt (Niederselters) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1, Von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/4542 — wird Kenntnis ge- 
nommen, 

2, Die Bundesregierung wird ersucht sicherzustellen, daß die für den nationalen 
Bereich geltenden Vorschriften bis zum 1. Januar 1980 unverändert bleiben 
können, damit die Industrie einen angemessenen Zeitraum zur Umstellung der 
Produktion erhält. 


Bonn, den 7. April 1976 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Schmidt (Nieder selters) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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